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EVP empfiehlt 2 x Nein und 1 x Ja am 22. September 2013
Die EVP fasste ihre Parolen für die Eidgenössischen Abstimmungen vom 22. September 2013 in Beringen. 
Kantonalpräsident Hugo Bosshart stellte die Volksinitiative „Ja zur Aufhebung der Wehrpflicht“ vor.  Gemäss den Initianten soll die Bestimmung „Niemand kann verpflichtet werden Militärdienst zu leisten“ in die Bundesverfassung kommen. Gemäss Meinung der EVP Mitglieder zielt diese Forderung auf die Abschaffung der Armee, da sich zu wenig Freiwillige für den Militärdienst melden werden. Die Verankerung der Armee in der breiten Bevölkerung wird als sehr wichtig beurteilt und wäre mit der Rekrutierung von ausschliesslich Freiwilligen höchstwahrscheinlich nicht mehr gegeben. Da die EVP keine Berufsarmee will und die Initiative nichts darüber aussagt, wie die Sicherheit des Landes nach dem Wegfall der Armee sicher gestellt werden kann, resultierte in der Abstimmung ein deutliches Nein zur Initiative.
Das von Daniel Wulle vorgestellte revidierte Epidemiengesetz soll das heutige, aus dem Jahre 1970 stammende Gesetz ablösen. Im wesentlichen wird damit sichergestellt, dass die Risiken von übertragbaren Krankheiten rechtzeitig erkannt und die nötigen Vorbereitungen getroffen werden können, um Krankheiten in der Schweiz möglichst nicht um sich greifen zu lassen. Zum von den Gegnern der Vorlage vor allem ins Feld geführten Impfzwang wurde festgestellt, dass auch mit dem neuen Gesetz niemand gezwungen werden kann, sich impfen zu lassen. Dass sich bei akuter Ansteckungsgefahr Personen, die beruflich mit besonders gefährdeten Personengruppen zu tun haben und die Impfung verweigern, vorübergehend in andere Arbeitsbereiche versetzt werden, wurde als zumutbare Konsequenz beurteilt. Ebenso wurde festgestellt, dass zur wirkungsvollen Bekämpfung von Epidemien ein Datentransfer unter Berücksichtigung eines angemessenen Schutzes der Personendaten möglich sein muss. Schliesslich wurde auch der Vorwurf, der Bund erhalte mit dem revidierten Gesetz einen Freipass zum Vorantreiben der Sexualkunde in den Volksschulen, als völlig unbegründet beurteilt, da die Schulhoheit bei den Kantonen ist und bleibt.
Die dritte Abstimmungsvorlage zur Liberalisierung der Öffnungszeiten von Tankstellenshops stellte Kantons- und Grossstadtrat Rainer Schmidig vor.  Unter dem Deckmantel der „Tourismusförderung“ sollen Tankstellenshops an Autobahnen und Hauptverkehrswegen rund um die Uhr und auch an Sonntagen offen haben. Wie die Scheizerische EVP, die sich massgeblich im Nein-Komitee engagiert, sahen auch die Schaffhauser Mitglieder keinen Grund für eine Liberalisierung des Arbeitsgesetzes. Mit der geplanten Änderung hätte zum ersten Mal ein Detailhändler die ganze Nacht offen. Dass es bei der Abstimmung um weit mehr als um die Legalisierung von Bratwürsten geht, wie uns die Plakatflut an den Strassen weis machen will, zeigen die bereits im Parlament deponierten Forderungen nach gleich langen Spiessen. Mit der Ablehnung von Vorlagen zur Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten in verschiedenen Kantonen haben sich die Stimmberechtigten gegen die 24 Stundenwoche und die daraus resultierenden Probleme ausgesprochen. Ganz nach dem EVP Grundsatz „Weniger ist immer noch mehr als genug“ beschloss die Versammlung nicht überraschend einstimmig die Nein-Parole. 
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